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Der franzöſiſche Hijtorifer Waddington hat fiir fem Buch: 
L'acquisition de la couronne royale de Prusse par les Hohenzollern 
die Beſtände des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin bereits benutzt. 
Indeſſen iſt ſeine Darſtellung nicht frei von kleinen Mißverſtändniſſen, 
und viele uns intereſſierende Einzelheiten fehlen bei ihm ganz. So 
habe ich denn die Berliner Akten noch einmal durchgeſehen und nach 
ihnen die polniſch-preußiſchen Verhandlungen hier zur Darſtellung 
gebracht. Für manche Punkte fand ich Ergänzungen im Päpſtlichen 
Geheimarchiv zu Rom. Der hier vorliegende erſte Teil der Arbeit 
bringt nur die Darſtellung; der folgende Teil wird Anlagen und 
Exkurſe enthalten. 


Abkürzungen: D. A. = Geh. Staatsarchiv Berlin, Dignitäts⸗Akten, 
Polonia = Päpſtliches Geheimarchiv Rom, Nuntiatura 
di Polonia. 


` ) as vereinigte Polen und Litauen hatte den Ordensſtaat Preußen 
— nicht völlig niederringen | können. Oſtpreußen war den Rittern 
geblieben, wenn auch in der Form eines polniſchen Lehens. Das 
Vaſallenverhältnis ging auf die Hohenzollern über, als dieſe (1615) 
den ſäkulariſierten Staat erbten. Erſt dem Großen Kurfürſten gelang 
es, das ihn perſönlich drückende und politiſch beengende Band zu 
löſen. Schwedens Übermacht hatte ihn im nordiſchen Kriege zum 
Abfall von dem polniſchen Lehnsherrn gezwungen. Oſtpreußen 
empfing er damals von Karl Guſtav zunächſt als Lehen der Krone 
Schweden, ſodann im Vertrage von Labiau (1656) als ſouveränes 
Herzogtum. Als er ſich Polen wieder anſchloß, mußte dieſes den 
gleichen Preis zahlen und Friedrich Wilhelm als Souverän von 
Preußen anerkennen; nach den Vorverhandlungen in Wehlau ent— 
ließen der König Johann Kaſimir und die Republik Polen in feierlichem 
Friedens- und Bündnisvertrage am 6. November 1657 zu Bromberg 
den Kurfürſten aus dem bisherigen Abhängigkeitsverhältnis. Laut 
Artikel V des Vertrages!) beſaßen pel in der Kurfürſt und ſeine 
rechtmäßigen männlichen Deszendenten jure supremi domini cum 
summa atque absoluta potestate das bisherige Lehen, und ſie traten 
ſomit in die Reihe der ſelbſtändigen europäiſchen Fürſten ein. Aber 
freilich, nur Die Hohenzollern find jouderän qe- 
worden, nicht Preußen ſelbſt. Der Artikel VI behält 
Polen das Heimfallsrecht des früheren Lehens vor für den Fall des 
Ausſterbens der rechten männlichen Deszendenz; es ſollte „keine 
ewige Entfremdung des Lehens“ erfolgen. Zwar werden demgemäß 
die Stände, Beamten und Untertanen Preußens ihres Eides gegen 
den König und die Republik entbunden, doch müſſen ſie bei jeder 
Huldigung für die Kurfürſten gleichzeitig auch die Eventualhuldigung 
für die polniſchen Könige und die Republik leiſten. (Artikel VII.) 
So wenig nun auch tatſächlich und rechtlich die Artikel VI und VII 
die Souveränität der Kurfürſten ſelbſt einzuſchränken vermochten, 
ſo ſehr gaben ſie Unwiſſenden oder Übelwollenden die Möglichkeit, 
eine noch fortdauernde Abhängigkeit Preußens von Polen zu behaupten 
oder zu konſtruieren. Und die preußiſchen Stände ebenſo wie die 
polniſchen Magnaten haben das reichlich oft getan! Der Sitte der 
Zeit gemäß vollzog ſich die Eventualhuldigung, die ſowohl unter dem 
Großen Kurfürſten als auch unter hren Nachfolger, Friedrich III., 

den Polen geleiſtet werden mußte, in höchſt feierlichen Zeremonien, 
welche großen Eindruck machen und die Polen an ihre Rechte dauernd 


1) Vgl. Moerner, Kurbrandenburgiſche Staatsverträge. S. 220 f. 
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erinnern mußten ?). Dieſes eigenartige Verhältnis einer nicht wirt- 
lichen und doch ſcheinbar vorhandenen Abhängigkeit war es auch, 
das den Kurfürſten Friedrich III. zu ganz beſonderer Aufmerkſamkeit 
veranlaßte, ſobald er mit dem Plane umging, die königliche Dignität 
zu erwerben und auf Preußen zu gründen. Friedrich verſchmähte es, 
nur aus eigener Machtvollkommenheit, ohne die Anerkennung der 
anderen Staaten ſich die Krone aufs Haupt zu ſetzen. Aber dieſe 
Anerkennung war ſchwer zu erlangen und vielleicht unmöglich, wenn 
Polen Proteſt gegen die preußiſche Königswürde erhob. Auch der 
Kaiſer hatte das Einverſtändnis Polens verlangt, um ſelber zuſtimmen 
zu können?). An Polen konnte das ganze „große Deſſein“ ſcheitern; 
alſo galt es, dieſen Staat für den Plan Friedrichs III. zu gewinnen. 
Aber wer und was war damals Polen? 

Polen war längſt kein innerlich geſchloſſenes Staatsweſen mehr. 
Der König, der Senat, der Reichstag, die Landtage, ja ſchließlich der 
einzelne Magnat beſaßen, betätigten oder beanſpruchten politiſche 
Selbſtändigkeit. Polen war nur noch eine Art Föderativſtaat; ſeine 
Bundesglieder waren die Edelleute. Man zählte drei Stände: König, 
Senat, Adel, und bezeichnete das Staatsganze meiſt durch: rex et 
respublica. Sollten Vorſchläge der Regierung (König und Senat) 
Geſetzeskraft erhalten, ſo bedurften ſie der Zuſtimmung des Reichs— 


2) Es iſt angebracht, hierbei einen Augenblick zu verweilen, weil ſich daraus 
die ſpätere Haltung Polens einfacher verſtehen läßt. Wir beſitzen eine Zeitung 
über die Erbhuldigung von 1690: „Ausführlicher Bericht von allen deme 
was bey dem Einzug Königl. Polniſ. Geſandſchafft zu der Churf. Branden- 
burgiſchen Erb⸗Huldigung und was ſonſt vom 22. biß 26. May des 1690ſten 
Jahrs allhier in Königsberg paßiret.“ (Königl. Bibliothek Berlin. Su 2592.) 
In ihr werden die Einholung der polniſchen Geſandten, des Fürſten Lu- 
bomirski und des Kronreferendars Szezuka, ihr Empfang, ihre Audienzen 
ſowie die ihnen zu Ehren veranſtalteten, überaus glänzenden Feſtlichkeiten, 
Schmauſereien, Vorführungen, Feuerwerk, Jagden uſw. anſchaulich und 
ausführlich beſchrieben. Die Eidesleiſtung der Stände an den Kurfürſten 
Friedrich III. und an die Vertreter Polens wird wie folgt geſchildert: „Kaum 
hatten Ihre Kurfürſtliche Durchlaucht und nebſt ihnen Ihre Hochfürſtliche 
Exzellenz Lubomiersky zur rechten und Ihre Gnaden Szezufa zur linken 
Hand ſich geſetzet und die Häupter ſämtlich bedecket, da hielt der Preußiſche 
Herr Cancellarius an die ſämtliche allda verſammelte Land- und Bürger- 
ſchaft eine bewegliche Rede, in welcher er die Kurfürſtliche Macht und Hoheit 
wie auch das Recht zu dieſem Herzogtum, und die ſchuldige Pflicht derer 
Untertanen umſtändig ausgeführet. Dann antwortete hierauf der preußiſche 
Landesdirektor, Herr von Perbant, gleichfalls zierlich, worauf die anweſenden 
Stände und Bürgerſchaft den vom Herrn Rat und Ober-Secretario Schmidt 
ihnen vorgeleſenen Huldigungseid mit aufgehobenen Fingern und klarer 
Stimme freudig präſtieret. Sobald ſolches vorbei, haben Ihre Hochfürſtliche 
Exzellenz Lubomirski im Namen der Kron-Polen, ratione devolutionis, 
bei den ſämtlichen Landſtänden den Eventualeid geſuchet, welche ſchöne Rede 
der Herr Kron-Referendarius in gutem Latein proſequieret. Und als hierauf 
ihm der Herr von Wallenrodt, als Vogt zu Fiſchhauſen, in gleicher Sprache 
geantwortet, war durch den Herrn Bockum, Canonicum Warsaviensem, 
der Eventualeid verleſen und alſo dieſer Punkt gleichfalls beſchworen.“ — Es 
war dies der letzte Eid, den Polen von den preußiſchen Ständen empfing; 
Friedrich Wilhelm I. hat die Eventualhuldigung nicht mehr zugelaſſen. 


3) Vgl. Lehmann, Preußen und die latholiſche Kirche, I, Nr. 345, Abſchnitt 6. 
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tages; aber jeder Abgeordnete konnte jederzeit durch perſönlichen Ein— 
ſpruch die Tätigkeit (Aktivität) der Komitien hemmen oder durch Cin- 
tragung ſeines Widerſpruchs (Veto) bei einem Grodgericht den Reichs⸗ 
tag überhaupt ungültig machen, „zerreißen“. Dieſer vielköpfi— 
gen Maſſe des Reichstages unterſtanden auch 
die auswärtigen Angelegenheiten. Deſſen muß man 
eingedenk ſein, wenn man die Politik der „königlichen Republik“ be- 
urteilt. In der Vielſpaltigkeit Polens lag auch ſeine allen europäiſchen 
Mächten bekannte Ohnmacht begründet; auch Brandenburg kannte ſie 
und brauchte Polen als ſolches ernſtlich nicht zu fürchten. Immerhin 
aber gehörte die Republik doch noch zu den Mächten Europas, und 
ihr Widerſpruch konnte leicht Friedrichs Pläne ſcheitern laſſen. 
Soviel war in Berlin bekannt, daß man die Zuſtimmung des 
polniſchen Reichstages zu einer Rangerhöhung des Herzogtums Preußens 
nur ſehr ſchwer — wenn überhaupt — erlangen konnte. Deshalb 
war von vornherein der gegebene Weg der, ſich der wichtigſten Faktoren 
in Polen gn verſichern, aljo in erſter Linie des Königs. A ug eu ft 
von Sachſen und Polen brauchte Brandenburgs Unter— 
ſtützung. Seine weitſchauende Politik hätte Polens Rettung werden 
können; der Kamp) gegen Schweden war ihr Anfang, die Herſtellung 
der abſoluten Gewalt in Polen ſollte ihr Endziel ſein. So befand er 
ſich in doppelter Frontſtellung und hatte nach zwei Richtungen hin 
die Unterſtützung Friedrichs III. nötig. Er hat dieſem denn auch 
ernſtliche Schwierigkeiten nicht gemacht, zumal es ihm perſönlich 
recht gleichgültig war, ob Preußen Herzogtum oder Königreich hieß. 
Nur um den Preis, den der Brandenburger zahlen ſollte, handelte 
es ſich für ihn; ſchließlich mußte er, der mit den polniſchen Großen 
verfeindet war, ja auch vorſichtig ſein. Jedenfalls gewann man Auguſts 
mündliche und ſchriftliche Verſicherungen, Friedrich als König an— 
erkennen und einen Geſandten zu ſeiner Beglückwünſchung abſenden 
zu wollen J. Natürlich war es notwendig geweſen, daß Friedrich in 
feierlichen Briefen erklärte, keinerlei Rechte Polens verletzen zu wollen s). 
Sodann galt es, den wohl mächtigſten Mann in Polen, den Erz— 
biſchof von Gneſen und Primas der Republik, Kardinal Rad zie- 
jowski, zu gewinnen. Auch das gelang, namentlich infolge der 
Vermittlung des ſächſiſchen Generalleutnants Grafen Flemming und 
nicht zuletzt durch das Verſprechen reichlicher Belohnung; es gelang, 
trotzdem der Kardinal ſonſt der heftigſte Gegner König Auguſts war: 
in dieſem Falle trieben beide die gleiche Politik, freilich ohne es aus 
gegenſeitigem Mißtrauen einander recht eingeſtehen zu wollen. Eine 
ganz beſondere Rolle ſpielte in den Verhandlungen der ich f 
von Ermeland, Andreas Chryſoſtomus Zaluski. Sein 
Bistum war von preußiſchem Gebiete faſt umſchloſſen; er durfte des— 
halb ſchon aus eigenem Intereſſe nicht als Gegner Friedrichs auſ— 
treten. Außerdem aber betrieb er die Rückführung des Kurfürſten 


4) Vgl. dazu die Anlagen. 
>) Dieſer Briefwechſel ift abgedruckt bei Waddington, l'acquisition de la 


couronne royale de Prusse par les Hohenzollern. 


zum Katholizismus, und jo ſuchte er in jeder Weiſe den Plänen jeines 
Gönners die Wege zu ebnen. Auch eine große Anzahl anderer einfluß— 
reicher polniſcher und litauiſcher Magnaten wurde — 
hauptſächlich durch Geſchenke und Verſprechungen — gewonnen, ſo 
die Przebendowski, Jablonowski, Leszinski, Sapieha u. v. a. muter- 
hin blieben dem Kurfürſten noch Feinde genug übrig; ihr Wortführer 
war der bei Hofe einflußreiche Unterkanzler von Litauen, Szezuka, 
derſelbe, der 1690 bei der Eventualhnldigung in Königsberg zugegen 
geweſen war. Schließlich konnte Friedrich ja auch nicht jeden einzelnen 
durch Beſtechung kaufen, und er wollte es auch nicht. So ſchreibt er 
am Krönungstage an ſeinen Warſchauer Geſandten von Hoverbec*): 
„Wie wir denn auch ganz nicht geſinnt ſein, dieſe Unſere neue Dignität 
von der polniſchen Nation gleichſam zu erkaufen und an alle deshalb 
große Präſenten geben, in mehrerer Erwägung, daß Wir vor Gott 
und Menſchen verſichert ſein, durch dieſe Unſere neue Würde nichts 
zu ſuchen noch zu erlangen, wodurch auch dem geringſten polniſchen 
Edelmann eines Hellers Wert abgehet, und daß Wir kraft der über 
dieſe Unſere preußiſchen Lande Uns ohnedem zuſtehenden ſouveränen 
Recht ohne allen von der Krone Polen de novo erhaltenden Konſens 
den Titel eines Herzogs von Preußen ganz wohl mit dem Titel eines 
Königs in Preußen kommunizieren können.““) 

Für Friedrichs Pläne wirkte in Polen vor allem der Jeſuiten— 
pater Moriz Vota, von Geburt ein Italiener, aber als Beicht— 
vater König Auguſts von nicht zu unterſchätzender Bedeutung. Er 
war im Genuß einer brandenburgiſchen Penſion und tat in Rom 
wie in Polen fein Möglichſtes für den Kurfürſten, deſſen Übertritt 
zur katholiſchen Kirche er wie Zaluski vergeblich betrieb. Zu den 
Gegnern Friedrichs gehörte, ſeitdem die Kurie in offene Feindſchaft 
zu ihm getreten war, ſozuſagen von Amts wegen, jedoch ohne ſehr 


) De A. VII, 10 

7) Hoverbeck kann nicht völlig zuſtimmen, ſondern legt die Notwendigkeit reich- 
licher Beſtechungen dem Könige klar (D. A. VII, 286): „Auch Ew. Königl. 
Majeſtät in keinerlei wege zu raten ſtehet, alle ſolche Widerwilligen a force 
d' argent zur Raiſon zu bringen, alldieweilen ſolches unſägliche Summen Gel- 
des erfordern und abſorbieren würde. So ſcheinet jedoch aber auch nicht wohl 
practicable zu fein, daß alle die motus und acclamationes ſollten mit 
bloßen Worten und guten Repräſentationen können geſtillet, und die Ge— 
müter in faveur Euer Königl. Majeſtät zu einem allgemeinen assensum 
diſponieret werden, ohne daß verſchiedenen andern, ſo ebenfalls bei dem Adel 
acereditieret, und von pouvoir und consideration ſein, nicht ſollte nach 
dem Exempel derjenigen, mit welchen was gewiſſes verabredet und pa- 
ciscieret worden, auch was gewifſes zugeſaget und gegeben werden müſſen. 
Sintemalen viel derſelben ſchon informieret, auf was Art und Weiſe man 
mit einigen Grandes kapitulieret und eines worden: Und alſo durch Ihre 
Kontrarietät ein gleiches zu erzwingen hunderttauſend Verdrießlichkeiten 
movieren und hervorbringen dürfte, welche, ob fie gleich Euer Königl. Ma- 
jeſtät Grandeur und Macht nichts benehmen könnten, doch höchſt unangenehm 
anzuhören und zu vernehmen ſein, und den Übelgeſinnten und Neidern, 
jo wohl in dieſem Königreich, als außer demſelben, nur viel Anlaß und Ge- 
1 98 geben könnte, ſich darüber zu divertieren und ins Fäuſtchen zu 
achen.“ 
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mit dem Herzen dabei zu ſein, der päpftliche Nuntius in Warſchau, 
Pignatelli. 

Warum entſtand nun in Polen ein ſo hartnäckiger Widerſtand 
gegen die brandenburgiſchen Pläne? Bei vielen mochte es der gute 
Glaube ſein, man dürfe dem „Vaſallen“ der Republik die Standes— 
erhöhung nicht zubilligen; man befürchtete nicht nur eine weſentliche 
Stärkung des Nachbarn, ſondern mehr: die Entfremdung des „Lehen“, 
das Aufhören der Eventualhuldigung und des Heimfallsrechtes, wo 
möglich gar eine Vereinigung des polniſchen Preußen mit Oſtpreußen 
und damit den Beginn einer Zerſtückelung Polens. Die meiſten 
jedoch waren Gegner, weil jie keine Entſchädigung erhielten. Do ut 
des, war ihre Politik, ſie gaben nichts her, wenn ſie nicht dafür bezahlt 
wurden. Weil andere beſtochen wurden, wollten auch ſie beſtochen 
ſein. Das war der Grundſatz der polniſchen Sippenföderation. 
Nur der augenblickliche Vorteil des einzelnen galt etwas, und hätte 
Brandenburg jeden einzelnen bezahlen können, ſo wäre der Handel 
ein leichter geweſen. Geld war damals die polniſche Logik. 

Um aber ernſteren Widerſtand zu leiſten, dazu krankte Polen 
bereits allzuſehr an ſeiner inneren Schwäche; es pflegte beim Wider— 
ſpruch zu bleiben. Das wußten die brandenburgiſchen Diplomaten 
auch, daß es „aber nicht allemal groß auf der Polen Contradictiones 
und ſogenannte Acctamationes ankömmt, ſondern mit denenſelben es 
mehrenteils bei den ſtarken Worten zu bleiben und der Effekt davon 
nicht allemal jo gar gefährlich zu fein pfleget“ ?), aber um der anderen 
Mächte willen mußte oder wollte man jeden größeren Lärm, der von 
Polen ausgehen konnte, im Keim zu erſticken verjuchen. 

Fac et excusa, d. h. ſtelle die Polen vor die vollendete Tatſache 
und beruhige ſie hinterher — ſo war es Friedrich III. geraten worden, 
und ſo handelte er. Der Einwilligung zahlreicher polniſcher Großen 
gewiß, wartete er nicht erſt den offiziellen Entſcheid eines Reichstages 
ab, ſondern ſetzte ſich am 18. Januar 1701 in Königsberg die Krone 
auſs Haupt. In öffentlichen Briefen, den ſog. Reverſalien, erklärte er, 
er wolle die Rechte Polens unverletzt laffen und jederzeit achten). 

An demſelben 18. Januar befaßte ſich erſtmalig eine offizielle 
polniſche Körperſchaft, der Senat, mit der Angelegenheit“). Zur 
Diskuſſion ſtand die Frage: Quid agendum occade coronationis electoris 
Brandenburgici? Baron von Hoverbeck, der Geſandte Friedrichs III. 
in Warſchau, hatte Freund und Feind bearbeitet, und ſeine Bemühungen 


2) Denkſchrift Ilgens von 1704, vgl. Lehmann, Preußen und die katholiſche 
Kirche, Bd. 1, Nr. 418. 
) Siehe die Anlagen. 


0) Einen ausführlichen Bericht über dieſe Sitzung (relatio senatus consilii) 
fendet der Nuntius Pignatelli am 26. I. 1701 nach Rom, indem er hingu- 
fügt: . . non fu risoluto cosa alcuna, come si dovesse preservare 
l'alto dominio della republica sopra la Prussia, contro il titulo di 
re di quella provincia assunto gia, come si è poi saputo li 18. del 
caduto dall“ elettore di Brandenburgo. (Polonia 123.) Vgl. auch die 
Relationen Hoverbecks, D. A. VI, 331—337, ſowie VII, 179—181 und 
240—254. 
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hatten Erfolg. Die meiſten Senatoren verzichteten auf eine beſondere 
Darlegung ihrer Anſchauungen, ſchloſſen ſich vielmehr den Meinungen 
des Primas und des Biſchofs von Ermeland an, die ſich auf den 
Boden der vollzogenen Tatſache ſtellten und einzig die Rechte der Re- 
publik gewahrt wiſſen wollten 1). Als Wortführer der Gegner, unter 
denen ſich auch der Biſchof von Kujawien, der litauiſche Unterfeldherr 
Sluzka, der Krongroßmarſchall Fürſt Lubomirski befanden, wider⸗ 
ſprach am 19. Januar ſehr heftig der Unterkanzler von 
Litauen, Szoazuka. Wie bei allen Gegnern, jo waren es 
auch bei Szezuka Gründe perſönlicher Art, die ſeine Stellungnahme 
erklären. Er glaubte ein Recht auf zwei Dörfer bei Johannisburg, 
Rogallen und Schollen, zu beſitzen und war voll „Unmut und chagrin“, 
daß man ihn trotz einer Zuſage des Kurfürſten über ein Jahr lang 
mit ſeinen Anſprüchen hingehalten habe. Zwar hatte Hoverbeck 
ihm am 12. Januar ein Reſkript Friedrichs mitgeteilt, das Szezukas 
Anſprüche befriedigte; doch dieſer bedauerte, von ſeiner Gegnerſchaft 
nicht mehr laſſen zu können, da er bindende Verpflichtungen ein— 
gegangen jet, doch verſprach er, im Senat mit Mäßigung von der An- 
gelegenheit der Krönung ſprechen zu wollen 12). Freilich hielt er ſich 
an dieſes Verſprechen nicht, vielleicht um ſeinen Anſprüchen mehr 
Nachdruck zu geben und Friedrich von der Wichtigkeit ſeiner Perſon 
zu überzeugen, vielleicht auch weil er von König Auguſt gewonnen 
ſein mochte, dem ein gewiſſer Widerſpruch der polniſchen Magnaten 


11) Hoverbeck berichtet (D. A. VII, 179), man habe „votieret, daß es mit dem 
vorgehabten Krönungs⸗Akte nun wohl ſchon eine geſchehene Sache ſein 
würde, die durch das Konſultieren nicht mehr gehemmt, viel weniger hinter⸗ 
trieben werden könnte: alſo nur dahin zu ſehen ſei, wie der Indemnität 
der Republik und daß ſie in ihren Rechten nicht gekränket werden möge, 
zu proſpizieren“. 

Hoverbeck berichtet (D. A. VI, 333 f.) über dieſen Beſuch: „Und weil eben 
zu der Zeit Euer Königl. Majeſtät gnädigſtes Reſkript vom 12. dieſes auch 
eingelaufen, ſo habe ich nicht einen Moment verabſäumt, mich bei dem 
litauiſchen Unterkanzler deſſen, ſo darinnen in faveur ſeiner enthalten, 
zu prävalieren, und ihm die Verſicherung zu geben, daß er nunmehr den 
wirklichen possess der längſt verlangten Dörfer, ſo bald als es ihm ſelbſt 
gefällig, und er jemanden zur Übernehmung derſelben ernennen und ab⸗ 
ſchicken würde, erhalten könnte. Aber wenig oder nichts bei ihm richten können, 
ſo daß mich damit kontentieren müſſen, daß er bezeiget, von Herzen zu 
bedauern, daß da er aus Unmut und chagrin, daß er faſt ganzer zwei Jahre 
lang, nur mit Hoffnung abgeſpeiſet worden, und ſeinen Zweck nicht er⸗ 
reichen mögen, und daraus geſchloſſen, daß Euer Königl. Majeſtät ſeiner 
nicht groß achten, noch nötig haben, nun andere mesures gefaſſet, und fic) 
in eine gewiſſe Kabale ſchon ſo weit eingelaſſen, daß nicht wohl mehr zu 
rezedieren. Daß er ein vieles darum geben wollte, daß er vor vier Wochen 
dergleichen poſitive Verſicherung ſolcher hohen Gnade gehabt hätte: So 
würde er ſich nimmer mit andere embarguieret haben; nun aber ein meh⸗ 
reres nicht tun könnte, als daß er in allem dem ſo wider Euer Königl. Ma⸗ 
jeſtät angenommene Dignität zu ſprechen, er allen Reſpekts und Moderation 
gebrauchen wollte. Ich habe ihm desfalls gedanket, und über zwei Stunden 
lang ihn mit ſoliden Raiſons, und guten Repräſentationen noch weiter 
zu engagieren getrachtet, aber ein mehreres, als jetzt untertänigſt erwähnet, 
nicht erzwingen können.“ 
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gegen Brandenburg nicht unlieb war — denn erjt jo konnte er Friedrich 
die Größe des gebrachten Opfers am beiten llarlegen. Szcezuka aljo 
beklagte bitter das Unrecht, das der Republik durch den Ehrgeiz des 
Kurfürſten angetan ſei. Es wäre unter der Würde des Staates, zum 
brandenburgiſchen Reſidenten (Hoverbeck) zu fenden und ihn, wie 
Zaluski gewollt, über die Gründe der Krönung und die Sicherheit 
der Republik zu befragen. Gründe werde man ſchon anführen können, 
wie aber wolle man Genugtuung geben? Die Wehlauer Pakte ſeien 
verletzt. Wenn die Krönung ſo harmlos ſei, warum habe ſie denn 
nicht der Vater des Kurfürſten, der zuerſt die Souveränität in Preußen 
beſaß, oder Friedrich III. ſelbſt bereits früher als jetzt begehrt? 
Warum gründe der Kurfürſt ſein Königtum nicht auf Brandenburg, 
Magdeburg oder ein anderes feiner Länder? Der Kurfürſt dürfe 
nicht als König anerkannt werden, auch nicht von Auguſt, denn dieſer 
habe die pacta conventa, die ihn zur Fürſorge für die Republik ver- 
pflichteten, nicht nur als König von Polen, ſondern auch als Kurfürſt 
von Sachſen und ebenſo als Menſch beſchworen; ſo dürfe er auch 
keinen Geſandten zur Beglückwünſchung Friedrichs abordnen. 

Es nützte nichts; die Majorität der Senatoren war gewonnen, 
und ſo war in dem Konkluſum vom 22. Januar nur die Rede davon, 
daß der König dieſen Punkt auf die Inſtruktionen für den nächſten 
Reichstag ſetzen ſolle, damit er für die Sicherheit der Republik und 
die Geltung ihrer Rechte Sorge tragen könne: Ad coronationem 
serenissimi electoris Brandenburgici, ne ullum exinde in rempublicam 
redundet detrimentum, inter prima instructionis suae puncta pro 
futuris Deo dante comitiisinserendam sua regia maiestas dominus noster 
clementissimus iniunget, quaternus respublica in unum compagem 
congregata solida media securitas et indemnitas iurium suorum, 
quam optime sibi providere possit. 


Immerhin war Hoverbeck hierüber doch peinlich berührt. Er 
ſchreibt'?), vielleicht fei Szezuka, der beim polniſchen Könige „in großer 
Gnade und Konfidenz ſtehet“, vom Hofe zu feiner Rede beſtimmt worden, 
wie denn auch des Königs Verhalten ſelbſt zweideutig ſei ); trotz 
Hoverbecks Bitten gehe Auguſt einer Audienz aus dem Wege und habe 
auch die von Friedrich ausgeſtellten eigenhändigen Reverſalbriefe nicht 
zur öffentlichen Verleſung bringen laſſen. Hoverbeck hat deshalb die 
Reverſalien der Offentlichkeit übergeben, damit die Furcht ſchwinde, 
es könne durch die neue Würde Friedrichs irgend ein Recht der Re— 
publik verletzt werden. 

Am 23. Januar berichtet Hoverbeck, daß es nötig ſein werde, 
möglichſt ſchnell durch einen Sondergeſandten, nämlich den Ober- 


1) A. Vi O 

14, Der brandenburgiſche Geſandte in Wien, Bartholdi, verzeichnet in ſeiner 
Relation vom 29. I. ebenfalls Gerüchte (die auf Meldungen des Kaifer- 
lichen Geſandten in Warſchau, Grafen Stratmann, beruhen), als habe König 
Auguſt mit der Preußen feindlichen Partei verhandelt und wolle Schwierig— 
teiten machen. (D. A. VIII, 183.) 
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hofmarſchall Grafen von Wallenroth, König Auguſt von der erfolgten 
Krönung feierlich benachrichtigen au laſſen: nur dann jet auch die 
vereinbarte Abſendung eines polnischen Geſandten, des Mron-Over- 
ſchenken Towianski, zur Beglückwünſchung Friedrichs zu erwarten. 
Auch der Kardinal Primas habe Hoverbeck wiſſen laſſen, daß man 
„auf den Brief nur wieder mit einem Brief antworten wird“ 10). 
Am 25. 1. meldet Hoverbeck, er habe die Schreiben Friedrichs, in 
denen dieſer ſeine neue Dignität den polniſchen Magnaten mitteilt, 
noch nicht verſenden laſſen, da die Anerkennung der Magnaten doch 
nicht eher erfolgen werde, als bis der König ſie ausgeſprochen habe. 
Auch empfiehlt er, den Kardinal nicht mit dem Prädikat „eminen— 
tissime“ anzureden, weil man ſich durch dieſen allzuſchmeichelhaften 
Titel etwas vergeben könne; doch rät er, den einflußreichen Prälaten 
durch ein „apartes Formular des an ihn ergehenden Notifikations 
Schreibens vor den anderen Senatoren zu diſtinguieren“ und ihm 
die Anrede „cousin“ — die Frankreich auch wählt — oder „amice 
et consobrinus“ zu gewähren. Desgleichen ſchlägt er für die Biſchöfe 
eine etwas geringere Anrede als die bisher gebrauchte vor und über— 
ſendet das polniſche Titularbuch. 


Zunächſt klärte ſich die Sachlage nicht völlig. König Auguſt, 
der nach den früheren Abmachungen gar nicht anders konnte als ſeinen 
Geſandten zur Anerkennung und Beglückwünſchung abzuordnen, 
zögerte trotzdem noch. Immerhin ſcheinen die Freunde der preußiſchen 
Sache den König zum Handeln gedrängt zu haben: jedenfalls trägt 
das Anerkennungsſchreiben Auguſts bereits das Datum des 28. Januar. 
Auch ſtellte damals König Friedrich ſeinem Geſandten reichliche Geld- 
mittel zu „Geſchenken“ an die polnischen Großen zur Verfügung; 
viel wurde gegeben, mehr noch verſprochen. Auch wurden durch 
einen neuen Erlaß (vom 24. J.) Szezuka nochmals die ſtrittigen Dörfer 
zugeſprochen 19). 


Am 2. Februar traf der von Hoverbeck ſo ſehnlich erwartete 
preußiſche Sondergeſandte, Graf von Wallenroth, in Warſchau ein, 
begleitet von zahlreichen Kammerjunkern, Hoſpagen, Lakaien, 100 
Reitern vom Regiment Schlippenbach und 30 Garde du Corps zu 
Pferde. Indeſſen kam man immer noch nicht zum Ziele. Der polniſche 
Hof war — ſcheinbar — ſo mit Vergnügungen beſchäftigt, daß weder 
Wallenroth Audienz erhalten, noch Towianski abreiſen konnte 17. 
Sicherlich ſpielte hierbei polniſches Übelwollen eine Rolle. Zu ſeiner 
Bekämpfung waren Männer aus den verſchiedenſten Lagern tätig, ſo 
der ruſſiſche Geſandte Patkul, der Generalleutnant Graf Flemming, 
der Woiwode von Marienburg Przebendowski (Prebentau) und nicht 


% D . WILL, 255. 

18) D. A. VII, 260 und 261. — Dem Kardinal wurden allein 30 000 Taler, 
feiner Mätreſſe 10 000 Taler verſprochen. Andere Magnaten ſollten noch 
mehr erhalten. 

17) D. A. IX, 71—72. 
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zuletzt Auguſts Beichtvater P. Vota 18); endlich natürlich auch, ſoweit 
als ihm dies möglich war, Hoverbeck ſelbſt 1%). Aber alles ging langſam. 
War es ſchon peinlich genug, daß man der Karnevalskomödien und 
Maskeraden halber Wallenroth nicht vorließ, ſo war es geradezu 
beleidigend, daß man die Audienz zwar mehrmals feſtſetzte, dann 
aber wieder abjagen ließ 20), wodurch auch Towianskis Reiſe fich ſtändig 
verzögern mußte. 


Endlich — am Nachmittag des 13. Februar — wurde Wallenroth 
zur feierlichen Audienz abgeholt. Die polniſchen Hofbeamten freilich, 
die mit dieſem Erfolge Preußens unzufrieden waren, glaubten wenig— 
ſtens noch demonſtrieren zu müſſen und verließen Warſchau, ſo daß 
der ſächſiſche Oberkammerherr von Pflug ſie in den Zeremonien ver— 
treten mußte 2). Bei der Audienz war König Auguſt derartig freund- 
lich, daß der Geſandte „nicht anders als desſelben aufrichtige Affektion“ 
gegen Friedrich feſtzuſtellen meinte; weiter berichtet Wallenroth 22), 
daß Auguſt „mit Vergnügen und Freude Ew. Königl. Majeſtät Krönung 
vernommen hätte, wozu er gratulierte. Er würde dasjenige, ſo er 
verſprochen, wohl halten und wünſchte nur, daß Ew. Königl. Majeſtät 
der Rekognition halber nicht mehrere Schwierigkeit bei der Republik 
als auf ſeiner Seite finden möge“. Vom 14. Februar datiert dann 
das Antwortſchreiben König Auguſts auf die von Wallenroth über 
brachte Notiſikation 3). 

Noch am Tage der Audienz teilt P. Vota dem König Friedrich 
triumphierend die eben erfolgte Abreiſe Towianskis mit ei), und am 


18) Vgl. die Briefe Votas an König Friedrich in D. A. IX. So ſchreibt er, 
es ſei lächerlich, wenn die Republik eine Souveränität über Preußen zu 
beſitzen vorgäbe nur deshalb, weil ſie eines Tages vielleicht einmal eine 
ſolche erlangen könnte. (D. A. IX, 63 f.) 

1) D. A. IX, 72. Wallenroth berichtet am 8. II. dem König Friedrich die 
Verzögerung der erbetenen Audienz; beſonders die Preußen polniſchen 
Anteils ſeien bemüht, den Kardinal-Primas zu gewinnen und die Abſendung 
Towianskis zu verhindern. Hoverbeck tue ſein Möglichſtes, die Sache in 
Gang zu bringen. 

ID. A. IX, f. ud 

2) Polonia 123, Bericht Pignatellis nach Rom vom 16. II. 1701: Lo seritto 
inviato straordinario di Brandemburgo come ré di Prussia, hebbe 
poi in quella qualité l’ udienza dal rè domenica passata, ma perche 
persistono i Polacchi nel non volere riconoscerlo, il gran cameriero 
del regno, a cui spetta d’introdurre simili personaggi avanti di 
Sua Maestä, ed in di lui assenza, qualche altro cavagliero Polacco, 
graduato secondo l’ordine delle cariche di corte, egli come tutti 
gli altri, & quali poteva competere tal funzione, se ne uscirono di 
Varsavia sotto diversi pretesti, sicche convenne & monsignor Fluck, 
ciambellano di Sassonia, di supplire alle veci del gran cameriero. 
Wenn übrigens der Kaiſerliche Geſandte in Warſchau, Graf von Stratmann, 
dieſe merkwürdige Tatſache nach Wien berichtet, ſo berichtet er die Wahrheit 
und hat fih nicht, wie Bartholdi meint, „durch das Geſchrei einiger vielleicht 
von Wein angefeuerten Polen irre machen laffen”. (D. A. X, 205.) Vgl. 
auch Waddington, S. 318. 

2) D. A. IX, 191 f. Bericht an den König vom 13. IT. 1701. 

>) D. A. IX, 215 f. Vgl. die Anlagen. 

n A. 
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17. Februar langt der polniſche Oberſchenk in Königsberg an, feſtlich 
empfangen, prächtig gefeiert und reich beſchenkt 25). 

Towianskis Miſſion und Stellung war eine zwiefache, denn er 
war nicht nur Geſandter des Königs, ſondern auch Vertrauter des 
Primas. So mußte er dieſen beiden auseinanderſtrebenden Parteien 
dienen, von beiden trug er Briefe mit ſich 26), und er ſollte für die 
Intereſſen König Auguſts als auch für die der Republik wirken, die 
doch damals einander ſo entgegengeſetzt waren 27. 

In ſeiner Audienz überreichte Towianski das Glückwunſch— 
ſchreiben Auguſts 28). Seine gleichzeitigen Bemühungen, gegen 
König Auguſt und für den Primas und die Republik zu wirken und 
Friedrich zu beſtimmen, den ſächſiſchen Truppen den Durchzug durch 
ſeine Lande nach Polen zu weigern, hatten wenig Erfolg: man ant— 
wortete ihm ausweichend 2”). Nur empfing er neue Reverſalbriefe 30), 
von denen man ſich eine gute Wirkung auf die polniſche Stimmung 
verſprach, und die ebenſo wie die alten vom 8. Januar 1700 eifrig 
verbreitet wurden 8). Zu weiteren offiziellen Kundgebungen, wie 
jie u. a. von dem Großſchatzmeiſter Dzialinski verlangt wurden, ließ 
ſich Friedrich nicht herbei 32). 

Nachdem ſo Auguſt und der Primas mit der Anerkennung des 
neuen Königs vorangegangen waren, folgten bald auch zahlreiche 
Magnaten, wie die Sapieha, Leszezinski u. v. a., ferner Städte wie 
Danzig uſw. Auch ſonſt weigerte man ſich in Polen nicht mehr, in 
Briefen an Friedrich fortab deſſen königlichen Titel anzuwenden 33). 
Als Friedrich noch in Königsberg weilte, erſchienen auch der Biſchof 
Zaluski und P. Vota daſelbſt, um ihn zu beglückwünſchen 3). 


25) Polonia 123, Bericht Pignatellis nach Rom vom 9. III. 1701: Al nepote 
del signor cardinale Primate, che fü ne di passati inviato all’ elettore 
di Branaemburgo hà quel principe fatto un regalo di un diamante 
creduto de! valore di 15. mila talleri, ed alli gentilhuomini di suo 
seguito a chi cento, a chi duecento Ungheri. Vgl. auch Theatrum 
Europacum XVI, 124 und Waddington 317. 

26) Das Schreiben des Kardinals an den König fiehe D. A. IX, 137, die Ant- 
wort Friedrichs D. A. X, 60. 

25) Das hat auch Waddington richtig erkannt, vgl. ©. 317. Doch übertreibt 
er ein wenig, wenn er ſchreibt: La république pouvait défaire tout 
ce que faisait le roi. Zu einem einſtimmigen poſitiven Beſchluß gegen die 
preußiſche Königswürde wäre es im polniſchen Reichstage wohl nie ge⸗ 
kommen; dazu war der preußiſche Einfluß in Polen zu ſtark, und man fand 
ſchlimmſtenfalls ſchon die Mittel, einen ſolchen Reichstag zerreißen und da- 
durch ſeine Beſchlüſſe ungültig machen zu laſſen. ; 

25) Siehe die Anlagen. Die Anſprachen Towianskis an den König, die Königin 
und den Kronprinzen ſiehe D. A. X, 28. 

20) D. A. X, 37 f. Waddington S. 317 f. 

. 

31) Polonia 123, 16. II. 1701. 

e Ae. 

38) Die betreffenden Schreiben ſiehe zumeiſt D. A. IX. 

31) Vgl. Zeitſchrift für die Geſchichte Ermelands II. 
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Friedrich begnügte fic) indeſſen mit der Tätigkeit feiner diplo- 
matiſchen Freunde ſowie ſeiner Geſandten nicht; auch ſeine Agenten 
waren unabläſſig in Polen für ihn tätig: von Pehnen beſuchte im 
Januar Großpolen? )), der Major von Cieſielski im Februar Polniſch⸗ 
Preußen. Cieſielskis Aufgabe war es u. a., auſ dem Landtage zu 
Graudenz in Friedrichs Sinne zu wirken. Man habe in Polen, ſo 
heißt es in der ausführlichen Inſtruktion vom 15. Februar für 
Cieſielski?e), „ganz ungleiche und widrige Opiniones von Unſerer allhier 
ohnlängſt angenommenen Königlichen Dignität“, und der Major 
folle fich in aller Eile nach Graudenz begeben, um den dort verſammel— 
ten Ständen „eine beſſere Opinion von dieſem Werk beizubringen, 
jedoch ſoll Er eben Sich nicht merken laſſen, daß Er expreß dieſer Sache 
halber abgeſchickt ſei, ſondern Er hat ſich zu ſtellen, als ob Er ſich nur 
ſeiner Partikulier⸗Affären halber allda anfunden und ſonſt zu ver- 
richten hätte.“ Um die Skrupeln der Polen zu beruhigen, erhält er 
die Reverſalien von 1700 und die neuen von 1701 37) mit auf den 
Weg, um ſie möglichſt bekannt zu machen. Er ſoll alle Einwände 
polniſcherſeits widerlegen. Die königliche Dignität ſei ein bloßer 
Titel: die alten Verträge würden unverbrüchlich gehalten werden. 
Der König erſtrebe keinerlei Recht oder Botmäßigkeit über das polniſche 
Preußen, und es ſei nichts „Unförmliches, daß in Preußen zwei 
Könige, der polniſche und Wir, zugleich regieren“. Das Devolutions- 
recht bleibe Polen gewahrt, „daß nämlich auf dem Fall, da das Branden— 
burgiſche Haus nach Gottes Willen dermaleinſt ausſterben würde, die 
hieſigen Lande gar an Polen verfallen ſollten.“ Die Polen ſollten es 
alſo „um bloßer Namen und Titel halber zu keiner Unruhe und Weite- 
rung kommen laſſen, weil man dabei ſowohl im polniſchen Preußen 
als allhier keine Seide ſpinnen, ſondern das arme unſchuldige Land 
und deſſen Einwohner dadurch bald in den äußerſten Ruin geſetzet 
werden würden.“ Nur dem alten Parteigänger Friedrichs, dem 
Marienburger Woiwoden Przebendowski, ſoll Cieſielski ſich offenbaren, 
ihm einen Gruß vom König überbringen und ihn der königlichen 
Affektion aufs beſte verſichern. Ebenſo ſolle er dem Oberhauptmann 
zu Lauenburg und Bütow, von Jatzkow, die Inſtruktion mitteilen, 
falls dieſer nach Graudenz käme. Eine in polniſcher Sprache zu druckende 
Schrift ſoll Cieſielski unter der Hand zu vertreiben ſuchen. 

Auch von Jatzkow erhielt am 15. II. den Auftrag, ſich unverzüglich 
nach Graudenz zu begeben?“ ). Dort lagen nach einem Bericht an den 
Generalleutnant Groeben die Dinge für Friedrich nicht ſchlecht, wenn 
auch „die kleinen Jagdhunde, ſo von ſolchen hohen Dingen ſchlechten 
Verſtand haben, zuweilen hie und da ſich hören laſſen.“ Bereits 
am 20. II. mußte Cieſielski melden, daß ſchon am 18. Februar der 
Landtag — wie es heißt, wegen Steuerſtreitigkeiten — zerriſſen ſei, 
ohne daß bis dahin Friedrichs Angelegenheit berührt worden ſei. 


3) D. A. VIII, 280. 

26) D. A. IX, 231 f. und 239 f. 
37) Vgl. die Anlagen. 

36) D. A. IX, 254. 
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Indeſſen ging in Graudenz doch ein Gerücht herum, der Landtag ſei 
„mehr in favorem Ihrer Königlichen Majeſtät“ zerriſſen worden 3°). 

Auf dem großpolniſchen Landtage zu Schroda kam es, wie der 
Primas rühmt, infolge des Einfluſſes des Poſener Palatins Leszezinski, 
zu keiner Distuſſon über die preußiſchen Angelegenheiten “): hin- 
gegen wurde ein Proteſt gegen die Krönung auf dem Marienburger 
Grodgericht eingetragen ). 

Gleichzeitig ſchwirrten beunruhigende Gerüchte umher; ſo z. B., 
daß ſächſiſche Truppen durch die preußiſchen Lande im Anmarſch 
gegen Polen wären *), oder daß Friedrich gegen einen Teil des 
polniſchen Preußen den Saalkreis an Auguſt abgetreten hätte 4). 


Auch ein Federkrieg war im vollen Gange. Broſchüren wurden 
von beiden Parteien veröffentlicht. Ausführlich ſetzt ſich mit den 
polniſchen Bedenken eine Druckſchrift: „Beſtand der Würde und Krone 
des Königreichs Preußen“ auseinander ), in der die alten beruhigenden 
Verſicherungen Polen gegenüber von neuem abgegeben werden, 
unter ſcharfer Betonung der vollen Souveränität Friedrichs und des 
Rechtes Auguſts II., als König anerkennen zu dürfen, wen er wolle. 
Mehr Aufſehen erregte ein Proteſt gegen das „Attentat“ der preußiſchen 
Krönung, der von Paris ausging, und zwar von dem dort erſt ſeit 
einiger Zeit anweſenden jungen Fürſten Radziwill ). Da Radziwill 
kurz vor Erſcheinen ſeiner Schrift eine Geheimaudienz beim fran— 
zöſiſchen König gehabt hatte, wurde die Vermutung laut, es habe das 
Friedrich feindlich geſinnte Frankreich ſelber den litauiſchen Magnaten 
zu ſeinem Schritt veranlaßt. 

Ende März kam die plötzliche Nachricht, Auguſt habe den pol— 
niſchen Reichstag zum Mai berufen. Man hatte in Preußen begrün— 
deten Anlaß zu der Hoffnung, der Reichstag werde erſt ſpät im Jahre 
ſtattfinden, nachdem die polniſchen Gemüter ſich einigermaßen beruhigt 
hatten. Jedoch hatte Auguſt ſich über eine derartige Rückſichtnahme 
hinweggeſetzt ja, in den Einberufungsbriefen glaubte er — wohl um 
ſeinen aufſäſſigen Polen in dieſem Punkte entgegenzukommen — 
jich verblümt gegen Friedrich wenden zu müſſen +6). 


3) D. A. X, 33. Indeſſen beſtätigt Jatzkow, daß der Landtag nur der Steuern 
wegen zerriſſen ſei, verſichert jedoch, daß er ſelbſt ihn hätte reißen laſſen, 
falls er etwas gegen Friedrich beſchloſſen hätte. Gleichzeitig wendet er 
ſich gegen die Sendung Cieſielskis; er ſelber getraue ſich bei ſeinen Be- 
en in Preußen mehr auszurichten alg irgend ein anderer. 

40) D. A. X, 63. 

D. A. . Oe. 

A. x, 234, 

% D. A. 28,67. 

) D. A x 389. 

45) Vgl. Waddington S. 319 f. ſowie D. A. 113 f., 176 f. und 332 f. 

46) Der Text fei aus der vom 17. III. 1701 datierten Circularis instructio 
nad) Polonia 123, Anlage zum 6. April, hier wiedergegeben: Cum eodem 
Serenissimo electore Brandemburgico recentissime nova intercedit 
occasio, quando se in Prussia declaravit et coronavit regem. Sicut 
ergo novam istam differentiam iam per senatus consilium ante- 
comitiale sacra regia Maiestas ad comitia remisit ita ad praesens 
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Wieder galt es jetzt, zunächſt auf den Landtagen, die am 18. April 
beginnen ſollten, Friedrichs Intereſſen zu wahren. Um Szezuka 
verſöhnlich zu ſtimmen, ſollten ihm — fo ſchlug Werner vor 47), endlich 
die Diplome für den Empfang der beiden Dörfer ausgehändigt werden. 
Eifrig war mit Rat und Tat der Biſchof Zaluski am Werke. Er ſandte 
zu Werner 5) nach Königsberg einen Vertrauten und ließ vor Frank— 
reich und deſſen Geſandten warnen: von dieſem jei die ſchnelle Cm- 
berufung des Reichstages ausgegangen, damit König Friedrich keine 
Zeit bleibe, in Polen für ſich agitieren zu laſſen. Frankreich wolle 
Preußen in Polen Schwierigkeiten machen, um ungehindert in Cleve 
einfallen zu können. „Was den Reichstag und die Landtage betrifft, 
zielt der Biſchof dahin, daß, weil es unmöglich wegen Enge der Zeit 
in den entlegenen Woiwodſchaften etwas negotiieren laſſen zu können, 
ſo müßte doch in Großpolen und abſonderlich in Preußen ein wach 
ſames Auge gehalten werden, und wäre notwendig dahin bedacht 
zu ſein, daß auf den Partikulier- Landtagen in Preußen einige Subjekte 
gewonnen würden, die, ſobald etwas wider Ew. Königl. Majeſtät 
machinieret werden ſollte, ſelbige riſſen, damit es nicht zum General— 
landtage in Marienburg komme, maßen wenn die Partikulier Landtage 
in Mewe, Straßburg beſtehen und der Generallandtag in Marienburg 
gleich geriſſen würde, dennoch von jenem Deputierte auf den Reichs- 
tag kämen und viel Schlimmes verurſachen könnten. Zu ſolchem 
Ende ſchlägt er den Obriſten Strehm vor, welcher wegen ſeiner guten 
Bekanntſchaft unter dem polniſch-preußiſchen Adel unvermerkt unter 
der Hand mit etlichen hundert Talern viel ſtiften könnte, und er, der 
Biſchof, würde auch nicht ermangeln, ſeine Kreaturen allda zu haben.“ 

Auf die beginnenden Landtage wurden nunmehr diejenigen 
Agenten Friedrichs geſandt, die infolge ihrer Beziehungen zu polniſchen 
bezw. preußiſchen Edelleuten von Einfluß waren. In ſämtlichen 
Inſtruktionen wurde empfohlen, die Landtage reißen zu laſſen “). 
Beſtechung im großen und kleinen ward als Mittel zum Zweck gut— 
geheißen. Dem Oberſt Strehm wurde freigegeben, „um etwas Gutes 
zu effektuieren, daß er auf benötigten Fall etliche hundert Taler an— 
Wende könnte, doch dergeſtalt, daß man vorher den wirklichen 
Dienſt und Nutzen derjenigen, ſo was empfangen ſollten, ſehen 
müßte“ °°). 

In Polniſch Preußen ging auch alles nach Wunſch. Zaluski 
und ſeine Freunde ließen verſchiedene Landtage reißen, ſo daß ſchließlich 


omnibus ordinibus defert, ut ad casum hunc prompta et expedita 
suppeditari valeant consilia. In D. A. XII, 63 (und ihnen folgend 
Waddington S. 319) wird der Ausdruck „nova differentia” zu ſtark als „diefe 
neuen Intrigen“ überſetzt. Friedrich ſchrieb ſpäter in der Angelegenheit 
an Auguft (vgl. D. A. XII, 178 f.), und dieſer hat ſich dann auch ent- 
ſchuldigen laffen. Siehe Waddington S. 323. 

f. 

48) Vgl. Werners Bericht D. A. XI, 338 f. 

49) Inſtruktion für Jatzkow D. A. XII, 142; für Strehm D. A. XII, 143. 

50) Bericht Werners an den König vom 15. April 1701, D. A. XII, 225. 
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der Generallandtag zu Marienburg nicht ſtattſinden konnte *!), Weniger 
günſtig verliefen die Adelsverſammlungen im übrigen Polen. In 
Krakau und Sendomir wurde beſchloſſen, gegen die Krönung Friedrichs 
zu proteſtieren und zu verlangen, daß die Kanzleien Polens und 
Litauens in ihren Briefen Friedrich den Königstitel verweigern 
ſollten >). In Poſen wurde erklärt, die Krönung Friedrichs, der ein 
Vaſall und Feudator Polens ſei, gereiche der Republik zum Schaden; 
man dürfe Friedrich weder als König anreden, noch von ſeinen Ge 
ſandten Schriftſtücke entgegennehmen, die sub titulo regis angefertigt 
jeien 5). In Schroda war Jatzkow tätig, doch konnte er nichts aus- 
richten. Er berichtet ), der Adel habe — bis auf die Evangeliſchen 
— tumultuariſch gegen Friedrich getobt und verlangt, Polen ſolle 
mit Schweden Frieden machen und Preußen den Krieg erklären; 
Jatzkow ſolle ſich aus dem Lande ſcheren, weil er ein Spion ſei und 
viel Korruption ins Land gebracht habe; es wurde gedroht, ihn zu 
überfallen und zu maſſakrieren — „welches ich mir aber nichts an— 
fechten ließ“ 55). Nur ſchwer beruhigten fich endlich die Gemüter, 
indeſſen 199 der Adel jedem den Tod, der den Landtag zerreißen 
würde, und ſo ließ ſich niemand zu dieſem Zweck kauſen. Auch ſonſt 
war es Jatzkow unmöglich, den Landtag zu ſtören oder zu ver— 
ſchleppen 58). 

Gleichzeitig war ein lebhafter Federkrieg im Gange. Un— 
angenehmes Aufſehen machte beſonders der Proteſt des Fürſten 
Radziwill, der gedruckt in Polen kurſierte. Hoverbeck verſprach zu 
verſuchen, die Eintragung des Proteſts bei einem Grodgericht zu 
verhindern 57); zugleich wurde erwogen, ob nicht eine gedruckte Wider- 
legung angebracht jet. Aber Hoverbeck ss) ſowohl, dem der Primas 
abriet, als auch Werner 5%) machten auf das Bedenkliche eines ſolchen 
Schrittes auſmerkſam. Der Proteſt Radziwills, ſchreibt Werner, ſei 
„mehr Auslachens und einer Kommiſeration als Widerlegung würdig, 
und kommt mir ſelbige ebenſo vor als die Proteſtation, die der ehe— 
malige päpſtliche Nuntius zu Warſchau wider die Türken tat, als ſie 
Camieniec erobert hatten.“ In Polen würde man darüber, daß der 
junge Fürſt den Sprecher gemacht habe, ſich höchſtens „mokieren“ 
und ihn „en enfant“ anjehen. Man folle daher „per contemptum“, 
aber nicht durch Widerlegung dem Proteſt begegnen, um nicht in 
einen Broſchürenſtreit zu geraten. Der literariſche Streit werde von 


71) Bericht Werners D. A. XIII, 100 f., Groebens ebd. 123, Werners ebd. 406 f. 

22) D. A. XII, 227 f., 246, 565. 

„ D. A. XIII, 148. 

24) D. A. XIII, 210. 

t) Waddington 322 glaubt irrtümlich, daß Jatzkow zur Flucht gezwungen 
worden ſei. 

5°) Gleichzeitig reicht Jatzkow ſeine Rechnung ein: Zehrungsgelder vom 11. April 
bis 11. Mai, für den Tag 10 Taler = 300 Taler; Quartier für feine Agenten 

= w yes 20 A Beſtechungsgelder 112½ Taler; zuſammen 432 Taler. 

2) D. A. XIII, 288 f. 

) D. A. II, 225 f. 
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Polen aus allzu maßlos geführt, wie man das jetzt bereits ſehen könne. 
Damals hatte die vom Grafen Dohna inſpirierte, Radziwill be— 
kämpfende und den brandenburgiſchen Standpunkt ſcharf vertretende 
Schrift: „Epistula cuiusdam aulici ad fidum amicum“ eine polniſche 
Antwort: „Responsum fidi patriae amici ad epistulam cuiusdam 
aulici“ herausgefordert 6%). Aufſehen erregte außerdem ein Pamphlet 
gegen die preußiſche Königskrönung, da es unter dem Namen Zaluskis 
ging, wogegen ſich dieſer Werner gegenüber energiſch wehrte: er 
wolle verſuchen, den Autor ausfindig zu machen, aber es ſei ja bekannt, 
„daß in Polen ein jeder die Feder frei führe, und würde der Jupiter 
ſchwerlich Donnerkeile genug haben, wenn er alle unnützen Skribenten 
abſtrafen wollte“ 61). 


Der Reichstag rückte heran. Die Verſuche, in letzter Stunde 
noch Szezuka zu gewinnen, ſcheiterten ), doch ſchien augenblicklich 
die Wichtigkeit dieſes Mannes nicht mehr von allzugroßer Bedeutung, 
da ſein Einfluß bei König Auguſt erſchüttert war, ſeitdem dieſer ein— 
geſehen hatte, daß Szezuka ſein Verſprechen, die Republik für den 
ſchwediſchen Krieg willfährig zu machen, nicht wahr machen konnte; 
Przebendowski kam am polniſchen Hofe wieder mehr ans Ruder 65). 
Auch der Kardinal-Primas riet ab, fich allzuſehr um Szcezuka zu 
kümmern oder ihn durch Beſtechung zu gewinnen, da er unzuverläſſig 
jet; er, der Primas ſelber, wolle verſuchen, ihn zu gewinnen 5). 

Hoverbeck ſelbſt verließ auf den dringenden Rat des Kardinals 
für die Dauer des Reichstages Warſchau 9). Er ging auf jeine Güter, 
angeblich in Privatangelegenheiten, und legte in feiner Abſchieds— 
audienz König Auguſt die Sache Friedrichs warm ans Herz 6%). Da- 
gegen waren die preußiſchen Agenten, Generalleutnant v. d. Groeben, 
General Taube und Oberſt Strehm, ſowie die Korreſpondenten Hover— 
becks, Dr Weiß und Graf Mariani, in Warſchau tätig. Von den Freunden 
Friedrichs befanden fic) der Kardinal, Zaluski, Przebendowski, Kesz- 
czinski, Lubomirski, Jablonowski, Dzialinski u. v. a. auf dem Reids- 
tage; Dzialinski hatte ſogar 100 Faß Ungarwein beſtellt, um in 
Warſchau, „wohin er mit großem Komitat kommen will, ſich durch 
gut Leben einen deſto größern Anhang zu machen“ 67). 


©) Polonia 123, Anlage zum 13. IV. 1701; D. A. XIII, 274 f.: „Eines 
getreuen Patrioten Antwort.“ Ferner D. A. XVI, 214, 219. Vgl. auch 
ebd. 227 und 230 f. . 

$1) D. A. XIII, 406 f. — Übrigens ging das Gerücht, daß Radziwill nur von 
Frankreich zu feinem Proteſt angeftiftet fei, dieſen aber ſelbſt bereits bereue. 
D. A. XII, 384 f. 

62) D. A. XII, 384 f. 

63) Bericht Groebens, D. A. XIII, 238. 

“ie WoO Dey, "67 f. 

5) Deel. ZI, Ge f: 

se) DU XIV, 107 f. 

*) Bericht Groebens, D. A. XIII, 102. Waddington S. 232 verlegt irrtümlich 
dieſe Abſicht Dzialinskis auf den Landtag zu Schroda. 
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Am 30. Mai begann der Reichstag, und ſofort „haben die Land- 
boten ihre Rage über ... den Baron von Hoyerbeck ansgegoſſen 
und begehrt, daß derſelbe als ein Feind des Vaterlands aus dem 
Lande geſchafft und das Wappen an dem Palais, worin er logiert, 
abgeriſſen werden ſollte“ 6%). In der Tat gingen die Wogen ſehr 
hoch (tumultuarie); zahlreiche Nuntien ſprachen zur Sache. Ihre 
Forderungen waren folgende: Hoverbeck ſei aus Polen zu relegieren; 
‚ein Palais dürfe nur das kurfürſtliche, nicht das königliche Wappen 
tragen; König Auguſt folle den Titel dux bezw. rex totius Prussiae 
annehmen; der Primas mit dem Miniſterium oder die ganze Republik 
ſolle gegen die Krönung proteſtieren, diejenigen, die in Königsberg 
Friedrich gratuliert haben (sc. Towianski), ſollen vor Gericht geſtellt 
werden: Brandenburg müſſe der Krieg erklärt werden. Hoverbeck 
wurde mit Schmeichelnamen wie instrumentum mali, pestis reipublicae 
inficiens u. a. belegt, Friedrich als Vaſall Polens bezeichnet. Ein 
Landbote erinnerte daran, daß einſt die Brandenburger vor den pol— 
niſchen Königen kniend den Lehnseid ſchwören mußten, und gedachte 
der vielen Übergriffe Brandenburgs gegen Polen (Oberſt Kalkſteiu, 
Elbing). Indeſſen waren die guten Freunde Friedrichs auch nicht 
müßig; ſie ließen die Gegner reden, wandten ſich nur zuweilen gegen 
deren Maßloſigkeiten und verhinderten einen Widerſpruch totius 
reipublicae; was ſie aber nicht verhindern konnten, war der Proteſt, 
den die Nuntien von Sendomir offiziell gegen die Krönung Friedrichs 
einlegten 5). So peinlich dies auch ſein mochte, jo riet Hoverbeck 
doch wiederholt, nichts dagegen zu tun; auch der Kardinal habe den 
nur von einer Woiwodſchaft ausgehenden Proteſt als belanglos hin- 
geſtellt. Dieſer werde ohne weitere Wirkung ſein, daher ſei es nur 
richtig, ihn zu ignorieren 7°). 

Ein gewiſſes Auſſehen in der Welt machten die Vorgänge anf 
dem Warſchauer Reichstage doch. In den damals erſcheinenden 
Zeitungen 71) war zu lejen, daß Hoverbeck aus Warſchau geflohen jet, 
weil ihm gedroht worden war, daß er in Stücke gehauen würde; daß 
das königliche Wappen an ſeinem Palaſt abgeriſſen worden ſei; ferner, 
daß er ſich an der Spitze von 3000 Mann nach Warſchau begeben habe, 
um die Republik zu fragen, ob ſie Friedrich als König anerkennen 
wolle, und ihr im Weigerungsfalle den Krieg zu erklären. Exit jpötere 
Zeitungen dementierten dieſe Meldungen. 


68) Bericht Rubachs aus Danzig, 8. Juni 1701, D. A. XIV, 93 f. Der Bericht⸗ 
erſtatter charakteriſiert die Polen ganz richtig: ſie machen viel Geſchrei und 
ſind dann befriedigt, ihr Zorn legt ſich, zu Taten kommt es nicht. 

89) Den Proteſt ſiehe D. A. XIV, 398 f. Über den Reichstag vgl. das Dia rium 
D. A. XIV, ſowie die Berichte Hoverbecks vom 5. Juli (D. A. XIV, 395) 
und Groebens (D. A. XV, 142 f.). Dieſer gibt u. a. den Rat, daß Fried rich 
an die Woiwoden ſchreiben ſolle, um ſo die Vornehmſten zu gewinnen. An 
die Landtage zu ſchreiben, widerrät Groeben. Man ſolle Mariani, der ver⸗ 
ſchwiegen und einflußreich fet, die gewünſchte Penſion von 4—500 Talern 
bewilligen. Doch wurde ihm nur die Hälfte bewilligt (D. A. XV, 295.) 

70) D. A. , 401; XV, . 

71) Siehe ſolche D. A. XVI, 111 f. 
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Am 18. Juni wurde der Reichstag von König Auguft vertagt: 
erſt am 22. Dezember ſollte er zu weiteren Verhandlungen zuſammen 
treten. Es ſchien zunächſt, als ob durch den ſteigenden Einfluß Przeben— 
dowskis in die königlichen Univerſalbriefe nichts mehr über die Dig— 
nitätsfrage hineinkommen ſollte, und daß die Litauer und „amici 
quidam des Herrn N. N.“ 72) deshalb gegen die Univerſalien pro- 
te‘tieren wollten 7). Trotzdem kam die Angelegenheit in dieſen Briefen 
doch noch zur Sprache 74), ſehr zum Verdruß Hoverbecks und König 
Friedrichs. Hoverbeck ſetzte alles in Bewegung, um eine Audienz 
bei Auguft zu erhalten, erreichte aber nur eine Milderung der Aus- 
drücke. Man bedeutete ihm, daß ja der kommende Reichstag nur eine 
Jortſetzung des vertagten fei, und daß deshalb die Inſtruktionen für 
die Landtage dieſelben Punkte enthalten müßten. Außerdem ſei es 
zweckmäßiger, wenn Auguſt öffentlich ſich nicht als Freund Friedrichs 
zeige: und ſchließlich würde kein polniſcher Kanzler die Univerſalien 
ſiegeln, wenn ſie nicht die preußiſche Angelegenheit zur Sprache 
brachten. Trotzdem Hoverbeck Szezukas Einfluß die Schuld an dieſen 
Schwierigkeiten zuſchob, konnte er ſich doch nicht entſchließen, den 
Kanzler durch die Aushändigung der beiden Dörfer zu gewinnen. 
Er hielt ihn für gänzlich unzuverläſſig 75). Immer wieder befiehlt 
der König die Auslieferung der Dörfer an Szezuka; es läge ihm ſehr 
daran, wenn der Litauer ſobald als möglich gewonnen würde, vielleicht 
auch unter Mitwirkung des Primas oder Zaluskis. Das wäre „vor 
Unſer Intereſſe eine abfolute Notwendigkeit“ 76). Friedrich witterte 
in Szezuka den Anſtifter des „odieusen termini“ in den Univerſalien 
und glaubte ihn auf alle Fälle gewinnen zu müſſen; auch der Kardinal 
riet nunmehr zu ſolchem Vergehen, umſomehr als Szezuka gegen 
Ende des Jahres Großkanzler von Litauen wurde 77). Auf dem 
Reichstage im Dezember bearbeitete der Kardinal ſamt ſeiner Mätreſſe 
den Kanzler in Friedrichs Sinne, und in der Tat verſprach Sgcguta, 
ein treuer Diener Friedrichs werden zu wollen, falls man feine An 
ſprüche beſriedigte. Es handelte ſich hierbei nicht nur um die beiden 
Dörfer, ſondern auch um andere ſtrittige Punkte (Wieſen u. dergl.). 
Szezuka erklärte fih ſchließlich bereit, zunächſt ohne ein Diplom von 
den Dörfern Beſitz zu ergreifen. Doch verlangte Hoverbeck von ihm 


2) Natürlich ift Szezuka damit gemeint. 

=) 50 0 88 D. A. XIV, 288, und Schreiben Patkuls an Hoverbeck 
ebd. 5 

) Vgl. D. A. XVII, 153. Der Punkt lautet: Porro quoniam idem Se- 
renissimus Elector Brandenburgicus recentissime in Ducali Sua 
Prussia declaravit sese et coronavit Regem, quemadmodum igitur 
per Senatus consilium ante comitialem hanc materiam Sua Regia 
Majestas Dominus Noster Clementissimus ad proxima Comitia 
Regni remisit, ita eandem ordinibus ad praesens proponit, ut expe- 
dita possint suppeditare Consilia, et ita res istas accomodare, 
qualiter indemnitati Reipublicae quam optime provisum foret. 


1) Vgl. den Bericht Hoverbeds vom 29. Oktober 1701, D. A. XVII, 137 f. 
26) D. A. XVII, 210. 
7) D. A. XVII, 359. 
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jeine Unterſchrift, daß er nichts gegen Friedrich unternehmen und 
ihn als König anerkennen wolle, da „alle Magnaten nicht Esklaven 
ihrer Verſprechungen fein wollen“ 78). Hieran ſcheinen die Unter- 
handlungen zunächſt geſcheitert zu ſein; Szezuka erhielt ſeine Dörfer 
nicht und trat auch fernerhin als erbitterter Gegner Friedrichs auf 7°). 

Sobald die Landtage herannahten (November 1701), erſchienen die 
Agenten Friedrichs (Strehm, Groeben uſw.) wieder in Polen, aus- 
gerüſtet mit denſelben Inſtruktionen wie früher, die in der Zerreißung 
der Tagungen gipfelten 8%). Aber auch Friedrichs Gegner — unter 
ihnen der ſächſiſche Kanzler Beichling — waren nicht müßig. Sie 
ließen ein „ſchlimmes Projekt“ bei den Landtagen kurſieren und for— 
derten darin auf, „ut nuntii terrestres iuramento obligerentur, se 
nullos cum Brandenburgico tractatus permissuros Suamque Maiesta- 
tem Regiam iuramento obstrineturos, ne eum regem recognoscat“ 81). 
Während der Landtag von Plock nur die Verweiſung der Angelegen— 
heit an die Republik beſchloß, glaubte derjenige von Lenczye einen 
Proiejt gegen den undankbaren Vafallen der Republik einlegen zu 
müſſen. Hoverbeck hielt dieſe lächerliche, aber „ſchändliche Proteſtation“ 
für eine vom polniſchen Hofe beſtellte und bezahlte Arbeit, die von 
den betreffenden Nuntien um ſo lieber geleiſtet worden ſei, als ſie bei 
ihrer eingebildeten Wichtigkeit hoffen zu können glaubten, nunmehr 
auch von Friedrich beſtochen zu werden und einen „Braten zu er— 
ſchnappen“ 82). Auch der großpolniſche Landtag in Schroda wollte 
einen Proteſt einreichen und Towianski zur Verantwortung ziehen, 
wurde aber von den Agenten Preußens zerriſſen *). 


Als dann der Reichstag begann, ſchwirrten wiederum Gerüchte 
in Warſchau umher, die Stimmung gegen Friedrich machen ſollten. 
So hieß es, er habe ein Bündnis mit Schweden gegen Polen geſchloſſen, 
er habe eine beleidigende Flugſchrift: „Wider den Unfug des päpſt⸗ 
lichen Breve“ inſpiriert und dergl. mehr 8). Auch der Federkrieg 
ging weiter 8). Indeſſen mehrten fich die Anerkennungen der preußi⸗ 
ichen Königswürde durch einzelne Magnaten; jo erklärte ſich der General 
von Großpolen bereit, für Friedrichs Intereſſe zu wirken; nur erbat 
er fiir die verwitwete Kaſtellanin von der Wilde ein Haus in Königs- 
berg. Die Familie des Woiwoden von Pomerellen, Gninski, wurde 


78) Bericht Hoverbecks vom 20. XII. 1701, D. A. XVII, 363. 

79) Vgl. D. A. XVIII, 67. Bericht Hoverbecks vom 28. II. 1702. 

er 

81) D. A. XVII, 229, Bericht Hoverbecks mit Anlagen. 

82) D. A. XVII, 238. 

83) D. A. XVII, 297 und XVIII, 5 f. 

f. 

85) Vgl. die Schrift: Regiam dignitatem ab Electore Brandenburgico 
in Prussia nuper assumtam nihil in se habere, quod iuribus regni 
Poloniae pactisque inter illud et domum Brandenburgicum olim 
initis repugnet aut Regi et Reipublicae Poloniae fraudo et detri- 
mento esse possit. Der Faktor der Königsberger Druckerei, in der dieſe 
Schrift erſchien, mußte fic) Werner gegenüber eidlich zur Geheimhaltung 
verpflichten. D. A. XVII, 341 und 437 f. 
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gewonnen durch den liebenswürdigen Empfang, den die Woiwodin 
bei der Königin von Preußen erhielt; ihr Übertritt zur Sache Friedrichs 
zog auch andere mit fich 88). Auch der Biſchof von Kulm, Potocki, 
ſandte feine Anerkennung , und viele andere folgten. 

Nach nur kurzen Verhandlungen mußte auch dieſer Reichstag 
ergebnislos nach Hauſe gehen; in der auf ihn folgenden Senatsver⸗ 
handlung (Februar 1702) empfahl der Kardinal dem König Auguſt 
eifrig die offizielle Anerkennung Friedrichs, während Szezuka wider⸗ 
ſprach ss). Auguſt konnte ſich jedoch nicht entſchließen, Friedrich 
öffentlich anzuerkennen, und ſo ließ Friedrich durch Hoverbeck erneut 
energiſche Vorſtellungen erheben und vor allem darüber Beſchwerde 
führen, daß die Polen behaupteten, Auguft II. habe nur in feiner 
Eigenſchaft als Kurfürſt von Sachſen Friedrich anerkannt, während 
die Sachſen erklärten, daß Auguſt nur als König von Polen die An— 
erkennung ausgeſprochen habe °°). 

Während Friedrich die Beſtechungsſummen an die einfluß— 
reichſten Magnaten auszahlen ließ, ging Szezuka leer aus, trotzdem er 
fic) bereit erklärt hatte, gegen 18 000 Taler auf feine Dörfer zu ber- 
zichten; leer gingen auch aus die vier Nuntien von Lenczye, die von 
ihrem Proteſt gegen eine Zahlung von je 300 Talern zurücktreten 
und Friedrichs Parteigänger werden wollten °°). 

Auch im weiteren Verlauf des Jahres betrieben Hoverbeck und 
Werner immer wieder Friedrichs Anerkennung in Polen, ohne doch 
mehr als Verſprechungen erreichen zu können “). 

So verſtummte allmählich der Handel ). Die ſchweren Zeiten, 
die für Polen und zumal für Auguſt II. eingetreten waren, ließen das 
Intereſſe an der preußiſchen Frage zurücktreten. Auguſt, der nur 
perſönlich Friedrichs Anerkennung ausgeſprochen hatte, war für keine 
öffentliche Erklärung zu haben, da er Polen wenigſtens in dieſer An⸗ 
gelegenheit nicht vor den Kopf ſtoßen wollte. Da er Preußens Hilfe 
gegen Schweden und Polen doch nicht gewinnen konnte, ſo glaubte er 
die meiſten Vorteile zu erzielen, wenn er zögerte und lavierte. So 
mußte ihm Szezukas Auſtreten erwünſcht fein, um Friedcich die 
polniſche Stimmung recht deutlich vor Augen führen zu können, und 
ſo iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß Szezukas Reden beſtellte Arbeit 
geweſen ſind. Die Republik ſelber konnte ihre Zuſtimmung zu einer 
auf Preußen gegründeten Königswürde unmöglich geben, ſolange ſie 
at feſthielt, daß Preußen einſt an die Krone Polen zurückfallen 
mußte. 


86) D. A. XVII, 371. 

87) D. A. XVIII, 79. 

8) D. A. XVIII, 67. 

89) D. A. XVIII, 85. 

$0) Berliner Staatsarchiv Rep. 9. 27 aa 1. 

91) Ebd. 3. 

#2) Vgl. Waddington S. 329 über die Proteſte, die noch gelegentlich von den 
polniſchen Landtagen ausgingen. 
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So ſah Friedrich 1. das Ende des Handels nicht, ebenſo wenig 
wie ſein ſparſamer Nachfolger Friedrich Wilhelm I., deffen Grundſatz 
es war, keinen Taler für die Anerkennung zu opfern 53). Es ift be- 
zeichnend, daß erſt kurz vor der erſten Teilung Polens der Reichstag 
von 1764 die feierliche Anerkennung Friedrichs II. ausſprach “), 
desſelben Herrſchers, der bald auch den noch polniſchen Teil des alten 
Ordenslandes erwerben und ſich nunmehr König von Preußen 
nennen durfte. 


3) Waddington S. 330. 
) Ebenda. 


